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Stellungnahme  

Referentenentwurf eines ersten 

Unternehmensstatistikreformgesetzes (1. UStatRefG ) 

______________________________________________________________________________  

Berlin, 22. April 2026 
___________________________________________________________________________________________  

 

Der Deutsche Bauernverband (DBV) dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum 

Referentenentwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes (1. UStatRefG) .  

I. Einführende Anmerkungen  

Der Deutsche Bauernverband begrüßt ausdrücklich, dass mit dem Entwurf eines ersten 

Unternehmensstatistikreformgesetzes der im Koalitionsvertrag formulierte Anspruch des 

Bürokratieabbaus ernst genommen und konkret aufgegriffen wird. Der Koalitionsvertrag  sieht ein 

„sofortiges Moratorium von mindestens zwei Jahren für alle neuen rechtlichen Statistikpflichten “, 

„alle Statistikpflichten [müssten] auf den Prüfstand gestellt werden.“ (Koalitionsvertrag 2025, Z. 340 

ff., S. 11) . Zugleich kündigt die Bundesregieru ng an, „ zahlreiche bestehende Statistikpflichten 

aussetzen. […] Bei den fünf für die Wirtschaft aufwändigsten Statistiken werden wir nationale 

Übererfüllung von EU -Vorgaben vollständig beseitigen.“ (Koalitionsvertrag 2025, Z. 1923 ff., S. 60) . 

Die Notwendigkeit zum Bürokratierückbau wurde seitdem vielfach wiederholt 

(Modernisierungsagenda (Oktober 2025), Bürokratierückbaubericht (November 2025), Föderale 

Modernisierungsagenda (Dezember 2025) . 

 

Die Studienlage zur Höhe der Bürokratiekosten variiert . Laut Statischem Bundesamt liegt diese bei 

rund 64,9 Milliarden Euro (März 2025), die amtliche Statistik leistet hierbei mit rund 230 Millionen 

Euro einen nennenswerten, aber vergleichsweise kleinen Beitrag. Die mit dem vorliegenden 

Entwurf angestrebte Re duzierung des jährlichen Erfüllungsaufwandes für die Wirtschaft um rund 

10 Millionen Euro macht deutlich, dass der Bürokratierückbau vornehmlich an anderer Stelle zu 

erfolgen hat. In diesem Zusammenhang verweisen wir e rneut auf unsere Forderungen zu 

Entlastungen der Landwirtschaft und zum Bürokratieabbau  

Die deutsche Land -, Forstwirtschaft und Fischerei steht für einen Produktionswert von rund 

81 Milliarden Euro (2024) und stellt das Herzstück der Wertschöpfungsketten der Land - und 

Ernährungswirtschaft dar. Das Agribusiness im erweiterten Sinne steht für rund 8,6 Prozent der 

heimischen Bruttowertschöpfung und für 11,7 Prozent der Erwerbstätigen (20 23). Auch wenn 

landwirtschaftliche Betriebe regelmäßig nicht unmittelbar von den Statistiken betroffen sind, die 

im vorliegenden Referentenentwurf behandelt werden, tangieren diese gleichwohl 

Geschäftsbereiche der landwirtschaftlichen Betriebe (z.B. das Be herbergungsstatistikgesetz) oder 

wirken über die Wertschöpfungsketten auf die landwirtschaftlichen Betriebe ein. Daher ist eine 

deutliche Entlastung zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit dringend geboten.  
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Die geplanten Schritte zur Entlastung der Unternehmen, insbesondere durch eine stärkere Nutzung 

vorhandener Daten und die Vermeidung von Mehrfachmeldungen  (Once Only) , gehen 

grundsätzlich in die richtige Richtung.  Wenn Informationen, wie die bundeseinheitliche 

Wirtschaftsnummer für Statistikzwecke und anschließend für wissenschaftliche Vorhaben 

weitergeben und -verarbeitet werden können, ist dies den Unternehmen umfassend mitzuteilen. 

Die Weitergabe für andere Zwecke als der amtlichen Statistik muss durch die Unternehmen 

jederzeit abgelehnt werden können (u.a. Änderung i m Verwaltungsdatenverwendungsgesetz , 

VwDVG , Artikel 8  des Entwurfs ). 

II. Maßnahmenvorschläge  

Grundverständnis für die künftige amtliche Statistik entwickeln  

Aus Sicht der land - und forstwirtschaftlichen Betriebe ist die Vereinfachung und Modernisierung 

der amtlichen Unternehmenss tatistik unverzichtbar. Dies darf jedoch nicht primär aus EU -

rechtlichen Berichtspflichten abgeleitet werden , sondern muss konsequent von den tatsächlichen 

und zwingend notwendigen Informationsbedarfen der Wirtschaft ausgehen . Für eine echte 

Unternehmensstatistikreform bedarf es aus Sicht des DBV einer  umfassende n Beteiligung der 

Wirtschaftsverbände im Rahmen eines strukturierten Prozes ses, der deutlich über den vorliegenden 

Vorschlag hinaus gehen und echte Synergien heben muss.  

 

Der DBV weist in diesem Zusammenhang auf die Empfehlungen des Statistischen Beirats beim 

Statistischen Bundesamt für die 21. Legislaturperiode  hin, der wiederholt eine stärkere 

Nutzerorientierung, eine klare Priorisierung statistischer Anforderungen sowie eine spürbare 

Reduzierung des Erhebungsaufwands angemahnt hat. Diese Leitlinien sollten bei der weiteren 

Ausgestaltung des Reformprozesses kon sequent berücksichtigt werden.  

 

Verlagerungseffekte erkennen und vermeiden  

Die Kürzung oder Streichung in der amtlichen Statistik oder Berichtspflicht senkt den direkte n 

Meldeaufwand,  kann an anderer Stelle aber zusätzliche n Erfüllungsaufwand verursachen , etwa 

durch Ersatzmeldungen, manuelle Aufbereitung, Kontrollpflichten oder neue Abgrenzungs - und 

Nachweiserfordernisse. Bei Kürzungen oder Vereinfachungen einer Statistik verschwinden die 

Informationsanforderungen nicht immer, sondern werden oft umverteil t. Dann müssen Daten zum 

Beispiel  aus anderen Quellen zusammengetragen, inter n plausibilisiert oder für andere Zwecke 

neu aufbereitet werden . Dieser Zielkonflikt bzw. diese Kostenverlagerung zwischen amtlicher 

Statistik und anderen Pflichten  und Anforderungen gilt es zu beachten  und gemeinsam mit den 

betroffenen Wirtschaftsakteuren praxisnah zu lösen.  

 

EU -Vorgaben in den Blick nehmen und zurückbauen  

Neben dem vorliegenden Re ferentenentwurf wird derzeit ebenfalls der Entwurf einer Zweiten 

Verordnung zur Änderung der Agrarstatistikverordnung in der Verbändeanhörung konsultiert. 

Dieser wirkt unmittelbar auf die landwirtschaftlichen Betriebe ein, läuft aber dem zugesagten 

„sofortigen Moratorium“ zuwider . So sieh t der Entwurf neuen, EU -induzierte Statistikpflichten für 

die landwirtschaftlichen Betriebe sowie für die Wertschöpfungskette vor.  

http://www.bauernverband.de/
https://www.destatis.de/DE/Ueber-uns/Leitung-Organisation/Statistischer-Beirat/empfehlungen.html
https://www.destatis.de/DE/Ueber-uns/Leitung-Organisation/Statistischer-Beirat/empfehlungen.html


 
 

Seite 3 von 3 

 

www.bauernverband.de  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus Sicht des DBV kann ein spürbarer Bürokratieabbau nur mit einer  weitreichende n Vereinfachung 

der Erhebungspflichte n wirksam gelingen . Nur so bleibt  die EU -Agrarstatistik zukunftsfähig und 

handlungsorientiert , um  ihre wichtige Rolle in der nachhaltigen Entwicklung der Landwirtschaft 

und Ernährungswirtschaft auch weiterhin zu erfüllen.  

 

Für den DBV ist es zwingend notwendig,  die SAIO (Statistics on Agricultural Input and Output) , 

Aufzeichnungspflichten für Landwirte, das FSDN (Farm Sustainability Data Network)  sowie die 

Integrierten EU -Statistiken zu landwirtschaftlichen Betrieben (2030 -2039)  deutlich zu reduzieren 

und zu vereinfachen. Es ist dringliche Aufgabe der Bundesregierung , sich klar und deutlich gegen 

neue EU -Aktivitäten , wie etwas das „EU Observatory on Farmland“ , auszusprechen . Die 

Zuständigkeit hierfür liegt bei den Mitgliedsstaaten, ansonsten drohen zusätzliche Bürokratie ohne 

erkennbare Mehrwerte.  

http://www.bauernverband.de/

